Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1178 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung des Bundesversicherungsamts, die Auf- 
sicht über die Sozialversicherungsträger und die Regelung 
von Verwaltungszuständigkeiten in der Sozialversicherung 
und der betrieblichen Altersfürsorge (Bundesversicherungs- 
amtsgesetz — BVAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zur Durchführung von Verwaltungsaufga- 
ben auf dem Gebiete der Sozialversicherung 
wird als selbständige Bundesoberbehörde das 
Bundesversicherungsamt errichtet. Es unter- 
steht dem Bundesminister für Arbeit. 

§ 2 

(1) Das Bundes versicherungsamt führt die 
Aufsicht über die Sozialversicherungsträger, 
deren Zuständigkeitsbereich sich über das Ge- 
biet eines Landes hinaus erstreckt (bundes- 
unmittelbare Sozialversicherungsträger). Bei 
Betriebskrankenkassen für Betriebe und Ver- 
waltungen des Bundes führt die Aufsicht der 
für den Betrieb oder die Verwaltung zustän- 
dige Bundesminister; er kann sie mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit ande- 
ren Behörden übertragen. Unberührt bleiben 
§ 4 Abs. 1 des Gesetzes über die Aufgaben 
des Bundes auf dem Gebiete der Seeschiff- 
fahrt vom 22. November 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 767) in der Fassung des Artikels 5 


Abs. 2 des Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Interna- 
tionalen Schiffssicherheitsvertrag London 
1948 vom 22. Dezember 1953 (Bundesge- 
setzbl. II S. 603) und § 2 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Errichtung der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte vom 7. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 857). 

(2) Das Bundesversicherungsamt hat auch 
die übrigen Aufgaben und Befugnisse, die das 
frühere Reichs versicherungsamt oder sein 
Präsident auf dem Gebiete der Verwaltung 
hatte, soweit es sich um bundesunmittelbare 
Sozialversicherungsträger handelt und nicht 
nach diesem Gesetz die Bundesregierung oder 
der Bundesminister für Arbeit zuständig ist. 

(3) Das Bundesversicherungsamt ist ferner 
anstelle des früheren Reichs Versicherungsamts 
zuständig in den Fällen 

des § 547 Abs. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung, es sei denn, daß die beteiligten Ver- 
sicherungsträger sämtlich landesunmittel- 
bare Sozialversicherungsträger (§ 3 Abs. 1) 
desselben Landes sind, 

der§§ 1393 Abs. 2 und 1544 h der Reichs- 
versicherungsordnung, soweit diese Be- 
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Stimmungen zur Vornahme von Verwal- 
tungsakten ermächtigen, 
der§§ 1395 und 1396 der Reichsversiche- 
rungsordnung, 

der§§ 2 Abs. 4 und 3 des Reichsknappschafts- 
gesetzes in Verbindung mit § 3 Abs, 1 
der Fünften Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung vom 21. Dezember 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1274). 

§ 3 

(1) Die für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder oder die nach Landesrecht bestimm- 
ten sonstigen Behörden führen die Aufsicht 
über die Sozialversicherungsträger, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sich nicht über das Ge- 
biet eines Landes hinaus erstreckt (landes- 
unmittelbare Sozialversicherungsträger). 

(2) Die für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder oder die nach Landesrecht bestimm- 
ten sonstigen Behörden haben auch die übri- 
gen Aufgaben und Befugnisse, die das frühere 
Reichsversicherungsamt oder sein Präsident 
auf dem Gebiete der Verwaltung hatte, so- 
weit es sich um landesunmittelbare Sozialver- 
sicherungsträger handelt und nicht nach die- 
sem Gesetz die Bundesregierung, der Bundes- 
minister für Arbeit oder das Bundesversiche- 
rungsamt zuständig ist. 

§ 4 

Soweit das frühere Reichs versicherungsamt 
zum Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften ermächtigt war, werden diese Er- 
mächtigungen von der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates ausgeübt. Der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf es nicht, 
soweit es sich nur um bundesunmittelbare 
Sozialversicherungsträger handelt. 

§ 5 

Die Aufgaben und Befugnisse des früheren 
Reichsversicherungsamts auf den Gebieten der 
Unfallverhütung und Überwachung nach 
§§ 875, 877, 883 Abs. 2 und 1211 der Reichs- 
versicherungsordnung werden, soweit es sich 
um bundesunmittelbare Sozialversicherungs- 
träger handelt, vom Bundesminister für 
Arbeit wahr genommen. 

§ 6 

(1) Beim Bundesversicherungsamt kann der 
Bundesminister für Arbeit Arbeitsausschüsse 


errichten, denen unter seinem Vorsitz oder 
dem Vorsitz des von ihm bestimmten Ver- 
treters, des Präsidenten des Bundesversiche- 
rungsamts oder des von diesem bestimmten 
Vertreters Vertreter der für die Sozialversiche- 
rung zuständigen obersten Verwaltungsbe- 
hörden der Länder und Vertreter der für das 
Bundesgebiet gebildeten Zusammenschlüsse 
von Sozialversicherungsträgern, Kassenärzten 
und Kassenzahnärzten angehören. 

(2) Aufgabe der Arbeitsausschüsse ist, 

a) Erfahrungen auszutauschen, 

b) Vorschläge für die Fortentwicklung des 
Sozialversicherungsrechts zu machen, 

c) den Bundesminister für Arbeit, das Bun- 
desversicherungsamt, die für die Sozial- 
versicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder sowie die 
Sozialversicherungsträger und ihre Ver- 
bände zu beraten und 

d) Empfehlungen, insbesondere für die Maß- 
nahmen der Sozdalversicherungsträger auf 
den Gebieten der vorbeugenden Gesund- 
heitsfürsorge und der Heilbehandlung, zu 
geben. 

(3) Die Arbeitsausschüsse geben sich eine 
gemeinsame Geschäftsordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit be- 
darf. 

(4) Die Kosten der Arbeitsausschüsse trägt 
der Bund. Ihre laufenden Geschäfte führt das 
Bundesversicherungsamt. 

§ 7 

Die Verwaltungsaufgaben und -befugnisse, 
die bis zum 31. Dezember 1953 den Ober- 
versicherungsämtern oder ihren Vorsitzen- 
den zustanden, gehen auf die nach Landes- 
recht bestimmten Behörden oder, soweit eine 
solche Bestimmung fehlt, auf die für die So- 
zialversicherung zuständigen obersten V erwal- 
tungsbehörden der Länder über. Soweit es 
sich nur um bundesunmittelbare Sozialver- 
sicherungsträger handelt, gehen sie auf das 
Bun des ver sicherungs amt über. 

§ 8 

Soweit in sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften Veröffentlichungen in amtlichen 
Verkündungsblättern des Reiches vorgesehen 
sind, treten an deren Stelle die entsprechen- 
den amtlichen Verkündungsblätter des Bun- 
des oder der Länder. Die Veröffentlichungen 
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des Bundesversicherungsamts erfolgen im 

Bundesarbeitsblatt. 

§ 9 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 

folgt geändert: 

1. § 30 erhält folgende Fassung: 

4 30 

(1) Das Aufsichtsrecht der Aufsichts- 
behörde erstreckt sich darauf, daß Ge- 
setz und Satzung beachtet werden. 

(2) Die Aufsichtsbehörden sind, soweit 
sie Landesbehörden sind und die Aufsicht 
nicht von der für die Sozialversicherung 
zuständigen obersten Verwaltungsbehörde 
des Landes geführt wird, an allgemeine 
Weisungen dieser obersten Verwaltungs- 
behörde gebunden. Soweit sie Bundesbe- 
hörden sind, die einem Bundesminister 
unterstehen, sind sie an allgemeine Wei- 
sungen dieses Bundesministers gebunden. 

(3) Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für die Aus- 
übung des Aufsichtsrechts Richtlinien 
erlassen.“ 

2. § 413 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Aufsicht über den Verband führt 
die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes 
oder die nach Landesrecht bestimmte 
sonstige Behörde.“ 

3. In § 548 Abs. 1 werden die Worte „in 
dem Bezirke desselben Oberversicherungs- 
amts“ durch die Worte „in dem Bezirke 
desselben Sozialgerichts“ ersetzt. 

4. Nach § 722 wird folgender § 723 einge- 
fügt: 

„§ 723 

Das Aufsichtsrecht erstreckt sich, soweit 
es die Unfallverhütung und die erste 
Hilfe bei Unfällen betrifft, auch auf Um- 
fang und Zweckmäßigkeit der Maßnah- 
men der Genossenschaften.“ 

5. § 849 erhält folgende Fassung: 

4 849 

Die Unfallverhütungsvorschriften und 
ihre Änderungen bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit. 


Vor der Entscheidung hierüber hat er die 
zuständigen obersten Verwaltungsbehör- 
den der Länder zu hören.“ 

6. An die Stelle des § 878 Abs. 1 Satz 1 
treten folgende Sätze: 

„Die technischen Aufsichtsbeamten der 
Genossenschaft und, soweit es sich um 
Genossenschaften handelt, deren Zustän- 
digkeitsbereich sich über das Gebiet eines 
Landes hinaus erstreckt (bundesunmittel- 
bare Genossenschaften), die vom Bundes- 
minister für Arbeit beauftragten Beam- 
ten sind berechtigt, die Betriebe der Mit- 
glieder der Genossenschaft während der 
Betriebszeit zu besichtigen. Dieselbe Be- 
fugnis haben, soweit es sich um Genos- 
senschaften handelt, deren Zuständig- 
keitsbereich sich nicht über das Gebiet 
eines Landes hinaus erstreckt (landesun- 
mittelbare Genossenschaften), die von der 
zuständigen obersten Verwaltungsbe- 
hörde des Landes beauftragten Beamten.“ 

7. § 878 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Zuständig für die Festsetzung der Ord- 
nungsstrafe ist, soweit sich die Zuwider- 
handlung gegen die vom Bundesminister 
für Arbeit beauftragten Beamten richtet, 
der Bundesminister für Arbeit, soweit sie 
sich gegen die von der obersten Verwal- 
tungsbehörde des Landes beauftragten Be- 
amten richtet, die oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes, im übrigen der Vor- 
stand der Genossenschaft.“ 

8. § 933 erhält folgende Fassung: 

4 933 

(1) Die durchschnittlichen Jahresar- 
beitsverdienste setzt ein bei jeder land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft ge- 
bildeter Ausschuß fest, der aus einem 
Vorsitzenden und mindestens sechs Bei- 
sitzern besteht. 

(2) Vorsitzender ist ein Beamter des 
Landes, in dem die Berufsgenossenschaft 
ihren Sitz hat. Ihn bestellt bei einer lan- 
desunmittelbaren Berufsgenossenschaft 
(§ 878 Abs. 1 Satz 2) die für die Sozial- 
versicherung zuständige oberste Verwal- 
tungsbehörde des Landes, bei einer bun- 
desunmittelbaren Berufsgenossenschaft 
(§ 878 Abs. 1 Satz 1) das Bundesversiche- 
rungsamt auf Vorschlag der für die So- 
zialversicherung zuständigen obersten 
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Verwaltungsbehörde des Landes, ln dem 
die Berufsgenossenschaft ihren Sitz hat. 

(3) Die Beisitzer sind zu einem Drittel 
Arbeitgeber, deren Arbeitnehmer bei der 
Berufsgenossenschaft versichert sind, oder 
ihnen gleichgestellte Personen und je zu 
einem Drittel solche Selbständige ohne 
fremde Arbeitskräfte und Arbeitnehmer, 
die bei der Berufsgenossenschaft versichert 
sind. Bei einer landesunmittelbaren Be- 
rufsgenossenschaft bestimmt die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Landes die Zahl 
der Beisitzer und beruft sie. Bei einer 
bundesunmittelbaren Berufsgenossen- 
schaft hat diese Aufgaben das Bundesver- 
sicherungsamt. 

(4) Die Festsetzung des Ausschusses be- 
darf der Zustimmung des Bundesver- 
sicherungsamts. 

(5) Das Nähere über die Bildung des 
Ausschusses und dessen Verfahren sowie 
über die Geltungsdauer und die Veröf- 
fentlichung der Beschlüsse des Ausschusses 
bestimmt der Bundesminister für Arbeit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates.“ 

9. § 1267 Abs. 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 

10. In § 1344 g Abs. 3 Satz 4 werden die 
Worte „des Reichsversicherungsamts“ 
durch die Worte „ihrer Aufsichtsbehör- 
den“ ersetzt. 

§ 10 

Das Bundesversicherungsamt hat auch die 
nach den Richtlinien zur Gewährung von 
Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten 
im Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 
vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 S. 1) bisher dem Bundesminister für 
Arbeit zustehenden Aufgaben und Befug- 
nisse. 


§ 11 

Die nach diesem Gesetz dem Bundesver- 
sicherungsamt zustehenden Aufgaben und Be- 
fugnisse gehen zu einem vom Bundesminister 
für Arbeit zu bestimmenden Zeitpunkt auf 
das Bundesversicherungsamt über. Der Zeit- 
punkt des Überganges ist im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1955 

in Kraft; zu demselben Zeitpunkt treten die 
diesem Gesetz entgegenstehenden Vorschrif- 
ten der Reichsversicherungsgesetze und der zu 
ihrer Änderung, Ergänzung oder Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften außer Kraft. 

(2) Für die Zeit bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes sind Ersatzzeiten nach § 1267 
Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung 
anzurechnen, auch wenn der Versicherungs- 
fall später eintritt. Dabei gelten die auf 
Grund dieser Bestimmung ausgesprochenen 
Anerkennungen im gesamten Geltungsbereich 
dieses Gesetzes. 


Bonn, den 27. Januar 1955 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 


Begründung 


Allgemeines 

Das frühere Reichsversicherungsamt war die 
oberste Spruch-, Beschluß- und Aufsichts- 
behörde der Sozialversicherung (Abschnitt III 
des Gesetzes über den Aufbau der Sozialver- 
sicherung vom 5. Juli 1934 — RGBl. I 
S. 577 — ). Außer diesen Aufgaben als oberste 


gerichtliche Instanz und oberste Aufsichts- 
behörde lagen ihm noch weitere Aufgaben in 
der Sozialversicherung ob, sowohl auf dem 
Gebiete der Verwaltung — hier ist insbe- 
sondere die dem Reichsversicherungsamt in 
zahlreichen Fällen gegebene Befugnis zum 
Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschriften 
zu nennen — als auch auf dem Gebiete der 
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Recht Setzung, da das Reichsversicherungsamt 
in bestimmten Fällen auch ermächtigt war, 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Im Jahre 1945 wurde das Reichsversicherungs- 
amt stillgelegt. An seine Stelle als oberste ge- 
richtliche Instanz der Sozialversicherung ist 
inzwischen auf Grund des Sozialgerichts- 
gesetzes vom 3. September 1953 (BGBl. I 
S. 1239) das Bundessozialgericht getreten. 

Was die Ermächtigung des früheren Reichs- 
versicherungsamts zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen angeht, so beläßt es der vor- 
liegende Gesetzentwurf bei der allgemeinen 
Regelung, die in Art. 129 GG für die Bundes- 
republik Deutschland getroffen ist. 

Zu bestimmen, wem die Aufgaben und Be- 
fugnisse des früheren Reichsversicherungsamts 
auf dem Gebiete der Verwaltung, insbeson- 
dere der Aufsicht, zustehen, unternimmt der 
vorliegende Gesetzentwurf. Dabei ist eine 
Regelung angestrebt, die sowohl verwal- 
tungsmäßig so zweckmäßig wie möglich 
ist, als auch der gegebenen staatsrechtlichen 
Lage, insbesondere den Rechten der Länder, 
voll Rechnung trägt. 

Der Entwurf sieht demgemäß die Errichtung 
eines Bundesversicherungsamts vor und ver- 
teilt die Aufgaben und Befugnisse des frühe- 
ren Reichsversicherungsamts auf dem Gebiete 
der Verwaltung zwischen den Behörden des 
Bundes und der Länder. Daneben regelt er 
die Verteilung der Verwaltungsaufgaben und 
-befugnisse, die bis zum 31. Dezember 1953 
den Oberversicherungsämtern zustanden. Fer- 
ner schränkt er das Recht der Aufsicht über 
die Sozialversicherungsträger in einer den 
heutigen Auffassungen entsprechenden Weise 
zugunsten der Selbstverwaltung der Versiche- 
rungsträger ein. Besonders bemüht ist der 
Entwurf, das Bundesministerium für Arbeit 
von Obliegenheiten, deren Wahrnehmung es 
seinen eigentlichen ministeriellen Aufgaben 
entzieht, in der Sozialversicherung wie auch 
in der betrieblichen Altersfürsorge zu ent- 
lasten. 

Im einzelnen 

Zu § 1 

Würde von der Errichtung eines Bundes ver- 
sicherungsamts als einer selbständigen Bundes- 
oberbehörde (Art. 87 Abs. 3 GG) abgesehen, so 
müßten die Aufgaben und Befugnisse des 
früheren Reichsversicherungsamts auf dem 
Gebiete 'der Verwaltung, soweit sie nach der 


heutigen staatsrechtlichen Lage dem Bunde 
zustehen, auf die Dauer grundsätzlich von 
dem Bundesministerium für Arbeit wahrge- 
nommen werden. Es wäre jedoch mit den all- 
gemein anerkannten Grundsätzen der Be- 
hördenorganisation und der Wirtschaftlich- 
keit unvereinbar, ein Ministerium als oberste 
Verwaltungsbehörde, besonders wenn es, wie 
das Bundesministerium für Arbeit, in bedeu- 
tendem Umfang bei der Gesetzgebung mit- 
zuwirken hat, mit Aufgaben zu befassen, die 
wie die in dem Gesetzentwurf dem Bundes- 
versicherungsamt zugewiesenen auch von 
einer nachgeordneten Behörde erledigt wer- 
den können. Diese Erwägung war wesentlich 
mitbestimmend für die Errichtung des 
Reichsversicherungsamts im Jahre 1884, das 
sich bis zu seiner Stillegung im Jahre 1945 
auch als Verwaltungsbehörde ausgezeichnet 
bewährt hat. Ähnliche Gründe waren maß- 
gebend für die Errichtung anderer selbstän- 
diger Bundesoberbehörden' wie insbesondere 
des Bundesaufsichtsamts fürdas Versicherungs- 
und Bausparwesen, — Den Sitz des Bundes- 
versicherungsamts zu bestimmen, ist Sache der 
Bundesregierung (Art. 86 Satz 2 GG). 

Zu den §§ 2 und 3 allgemein 

Der gegebenen staatsrechtlichen Lage, insbe- 
sondere den Rechten der Länder, ist dadurch 
voll Rechnung getragen, daß sowohl bei der 
Aufsicht über Sozialversicherungsträger als 
auch grundsätzlich hinsichtlich der übrigen 
Aufgaben und Befugnisse, die dem Reichsver- 
sicherungsamt oder seinem Präsidenten auf 
dem Gebiete der Verwaltung zustanden, die 
Behörden des Bundes nur insoweit für zustän- 
dig erklärt sind, als es sich um Versicherungs- 
träger handelt, deren Zuständigkeitsbereich 
sich über das Gebiet eines Landes hinaus er- 
streckt (bundesunmittelbare Sozialversiche-* 
rungsträger). 

Zu § 2 Abs. 1 Satz 1 

Die Fassung ist der des Art. 87 Abs. 2 GG an- 
gepaßt. — 

Zu den bundesunmittelbaren Versicherungs- 
trägern gehören außer der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte, die auch weiter- 
hin der Aufsicht des Bundesministers für Ar- 
beit unterliegt (§ 2 Abs. 1 Satz 3), insbeson- 
dere rund 40 Berufsgenossenschaften, darunter 
fast alle gewerblichen und die See-Berufs- 
genossenschaft, nahezu alle Ersatzkassen für 
Arbeiter und für Angestellte, zahlreiche Be- 
triebskrankenkassen, die See-Krankenkasse, 
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eine Landesversicherungsanstalt, die Seekasse 
und die Bundesbahn -Versicherungsanstalt, 
endlich -die Mehrzahl der Knappschaften. 

Zu § 2 Abs. 1 Satz 2 

Die Bestimmung behält im wesentlichen die 
bisherige, gemäß § 377 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 113 Abs. 3 RVO getroffene Regelung 
bei, die sich bewährt hat. 

Zu § 2 Abs. 1 Satz 3 

Nach den angeführten Bestimmungen der Ge- 
setze vom 22. November 1950 und 22. De- 
zember 1953 untersteht die See-Berufsgenos- 
senschaft insoweit, als sie die Vorschriften des 
Bundes zur Sicherung der Seefahrt (Schiffs- 
sicherheitsvorschriften) ausführt, der Fach- 
aufsicht des Bundesministers für Verkehr; 
Umfang und Art der Durchführung seiner 
Aufsicht bestimmt dieser Minister im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Ar- 
beit. Hierbei muß es naturgemäß bleiben. 
Ebenso bleibt es zweckmäßig bei der Führung 
der Aufsicht über die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte durch den Bundes- 
minister für Arbeit, wie auch die Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte bis zum In- 
krafttreten des Abschnitts IV § 2 des Gesetzes 
über den Aufbau der Sozialversicherung vom 
5. Juli 1934 (RGBL I S. 577) der Aufsicht des 
Reichsarbeitsministers unterstand. 

Zu § 2 Abs. 2 

Zuständigkeiten der Bundesregierung und des 
Bundesministers für Arbeit sind in den §§ 4 
und 9 Nr. 5 des Entwurfes vorgesehen. 

Zu § 2 Abs. 3 

Die Bestimmung enthält einige wenige genau 
bezeichnete Ausnahmen von dem oben dar- 
* gelegten Grundsatz, den Behörden des Bundes 
Aufgaben und Befugnisse des früheren Reichs- 
vcrsicherungsamts auf dem Gebiete der Ver- 
waltung nur insoweit zu übertragen, als es 
sich um bundesunmittelbare Sozialversiche- 
rungsträger handelt. 

Solche Ausnahmen sind nur für Fälle vorge- 
sehen, in denen es sich um Aufgaben und Be- 
fugnisse handelt, die der Natur der Sache 
nach nur überregional wahrgenommen wer- 
den können. Dies trifft bei den §§ 1395 und 
1396 RVO deswegen zu, weil bei der Ab- 
rechnung 

a) die nach § 1386 RVO, § 6 des Sozial- 
versicherungs - Anpassungsgesetzes vom 
17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) und § 4 des 


Rentenzulagengesetzes vom 10. August 
1951 (BGBl. I S. 505) unter das Gemein- 
lastverfahren fallenden Ausgaben der In- 
validenversicherung im gesamten Bundes- 
gebiet zusammenzuzählen sind, 

b) der vom Bund aufzubringende Teil dieser 
Gesamtausgaben im Bundesgebiet festzu- 
stellen ist, 

c) durch Differenzbildung der von der Ge- 
samtheit der Versicherungsanstalten im 
Bundesgebiet zu tragende Teil der Ge- 
samtausgaben zu ermitteln ist, 

d) der unter c) genannte Teil der Gesamt- 
ausgaben auf die einzelnen Versicherungs- 
anstalten im Verhältnis der Beitragsein- 
nahmen der einzelnen Versicherungs- 
anstalten aufzuteilen ist. 

Bei der unter b) erwähnten Feststellung des 
vom Bund aufzubringenden Teiles der Ge- 
samtausgaben muß u. a. berücksichtigt wer- 
den, daß die vom Bund nach § 1384 Abs. 1 
Nr. 1 RVO, § 1 Abs. 2 des Sozialversiche- 
rungs-Anpassungsgesetzes und § 17 Buch- 
stabe a des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 21. August 1951 (BGBl. 1 S. 779) 
zu tragenden Grundbeträge nicht bei jeder 
Invaliden-, Witwen- und Waisenrente zum 
vollen Betrage von jährlich 156 DM oder 
132 DM oder 84 DM ausgezahlt werden, son- 
dern bei Renten, auf die Rühens- oder Kür- 
zungsvorschriften (§§ 1273, 1274, 1275, 1279, 
1284 RVO) anzuwenden sind, nur zu einem 
Teilbeträge, der von Rente zu Rente verschie- 
den sein kann. Würde aber jede einzelne 
Rente gesondert erfaßt werden müssen, so 
würde die mit der Abrechnung verbundene 
Verwaltungsarbeit jedes erträgliche Maß 
überschreiten. Deshalb ist die mit der Ab- 
rechnung betraute Stelle im § 1395 Satz 3 
RVO ermächtigt worden, bei der Errechnung 
der Grundbetragsbelastung geschätzte Durch- 
schnittssätze für die Grundbetragsteile anzu- 
rechnen. — Auch bei der Festsetzung der 
Postvorschüsse nach § 1393 RVO handelt es 
sich um eine nur überregional durchführbare 
Verv/altungsauf gäbe, weil die allmonatlich an 
die Bundespost zu zahlenden Vorschüsse be- 
reits nach dem Gemeinlastschlüssel auf die 
einzelnen Versicherungsanstalten verteilt wer- 
den müssen, nach dem die tatsächlich geleiste- 
ten Ausgaben später bei der endgültigen 
Jahresabrechnung nach § 1395 RVO auf die 
einzelnen Versicherungsanstalten zu verteilen 
sein werden. — Bei § 1544 h RVO handelt 
es sich deshalb um eine überregionale Verwal- 
tungsaufgabe, weil insbesondere der finan- 
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ziehe Ausgleich zwischen den Versicherungs- 
trägern einen Ausgleich zwischen der bundes- 
unmittelbaren Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte, der Gesamtheit der Träger der 
Invalidenversicherung und der Gesamtheit 
der Träger der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung darstellt, wobei innerhalb der Ge- 
samtheit der Invalidenversicherungsträger und 
innerhalb der Gesamtheit der Knappschaften 
wiederum eine Verteilung auf die einzelnen 
Versicherungsträger nach dem Gemeinlast- 
verfahren durchgeführt werden muß. — Die 
Entscheidungen darüber, ob ein Betrieb 
knappschaftlich ist (§ 2 Abs. 4 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes), und über die Befreiung 
von der knappschaftlichen Versicherung (% 3 
des Reichsknappschaftsgesetzes) müssen des- 
wegen in jedem Falle durch eine Bundesstelle 
ergehen, weil nur so vermieden werden kann, 
daß gleichartige Betriebe, die in den Bezirken 
bundesunmittelbarer und landesunmittelbarer 
Knappschaften belegen sind, eine verschieden- 
artige Beurteilung hinsichtlich ihrer Zuge- 
hörigkeit zur knappschaftlichen Versicherung 
mit ihren weittragenden Folgen für Beiträge 
wie Leistungen erfahren. 

Audi in § 2 Abs. 3 ist darauf Bedacht ge- 
nommen, nur solche Aufgaben und Befug- 
nisse zu erfassen, bei denen es sich um Einzel- 
maßnahmen der Verwaltung und nicht um 
den Erlaß von Rechtsverordnungen oder von 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften handelt. 
Deshalb ist bei Vorschriften wie dem 
§ 1393 Abs. 2 und dem § 1544 h RVO, 
die zugleich zum Erlaß von allgemei- 
nen Bestimmungen ermächtigen, dieZuständig- 
keit des Bundes Versicherungsamts nur inso- 
weit vorgesehen, als diese Vorschriften zur 
Vornahme von Verwaltungsakten ermächti- 
gen. Nur auf solche Einzelmaßnahmen der 
Verwaltung zielen audi die Sätze 2 und 3 des 
§ 1395 RVO ab, nämlich auf die rechnerische 
Durchführung der vorstehend beschriebenen 
J ahresabrechnung. 

Zu § 3 Abs. 2 

Zuständigkeiten der Bundesregierung, des 
Bundesministers für Arbeit und des Bundes- 
versidierungsamts sind in den §§ 2 Abs. 3, 
4 und 9 Nr. 5 vorgesehen. 

Zu § 4 

Satz 1 entspricht dem Art. 84 Abs. 2, Satz 2 
dem Art. 86 Satz 1 GG. 


Zu § 5 

Die Unfallverhütung weist enge Berührungs- 
punkte mit der Gewerbeaufsicht auf (vgl. 
§§ 120 a und e der Gewerbeordnung). Es 
empfiehlt sich daher, beide Gebiete bei bun- 
desunmittelbaren Versicherungsträgern ein- 
heitlich von einer obersten Verwaltungs- 
stelle bearbeiten zu lassen. Da die Gewerbe- 
aufsicht nicht auf das Bundesversicherungsamt 
übertragen werden kann und im Bundes- 
ministerium für Arbeit bereits eine tech- 
nische Abteilung besteht, welche die mit der 
Gewerbeaufsicht zusammenhängenden Ver- 
waltungsarbeiten erledigt, tritt audi hinsicht- 
lich der Unfallverhütung und deren Über- 
wachung bei bundesunmittelbaren Versiche- 
rungsträgern der Bundesminister für Arbeit 
an die Stelle des Reichsversicherungsamts. 

Zu § 6 

Die Bestimmung bezweckt die dauernde Ein- 
richtung einer Stelle, an der die in besonde- 
rem Maße mit der Sozialversicherung be- 
faßten Behörden und Verbände ihre Erfah- 
rungen austauschen können, die, besonders 
nach Wegfall des gegenwärtig beim Bundes- 
ministerium für Arbeit bestehenden Beirats 
für die Neuordnung der sozialen Leistungen, 
Vorschläge für die Fortentwicklung des Sozial- 
versicherungsrechts ausarbeiten kann, an der 
sie einander beraten können und die Empfeh- 
lungen geben kann. Der angemessene Platz 
einer solchen Stelle ist der bei der Bundes- 
oberbehörde für Sozialversicherung, d. h. 
beim Bundesversicherungsamt, das seine Ein- 
richtungen zu diesem Zwecke zur Verfügung 
stellt. Weisungsbefugnisse der Arbeits- 
ausschüsse sieht der Entwurf nicht vor. 

Zu § 7 

Da seit dem 1. Januar 1954, dem Tage des 
Inkrafttretens des Sozialgerichtsgesetzes, die 
Rechtsprechung in Angelegenheiten der Sozial- 
versicherung wie auch der Arbeitslosen- 
versicherung allein den Gerichten der Sozial- 
gerichtsbarkeit obliegt, haben die Oberver- 
sicherungsämter seitdem keine re ditsp re eilen- 
den Aufgaben mehr. Verblieben sind Ihnen 
nur noch die ihnen obliegenden Verwaltungs- 
aufgaben, die sich im wesentlichen auf die 
Krankenversicherung beschränken. Beispiele 
sind: Die Festsetzung der Ortslöhne (§ 149 
Abs. 2 RVO), die Feststellung des Wertes der 
Sachbezüge (§ 160 Abs. 2 RVO), die Zustim- 
mung zu Festsetzungen des Grundlohnes 
(§ 180 Abs. 2 RVO), Anordnung der Er- 
richtung, Errichtung, Genehmigung der Er- 



richtung, Schließung, Auflösung, Vereinigung 
von Krankenkassen (§§ 231 bis 233, 249, 253, 
275, 280 RVO) und Genehmigung der Sat- 
zungen und Dienstordnungen von Kranken- 
kassen (§§ 324, 355 RVO). Für diesen stark 
eingeschränkten Aufgabenkreis läßt sich das 
Weiterbestehen der bisherigen Oberversiche- 
rungsämter im allgemeinen nicht mehr ver- 
treten. Deswegen haben die meisten Länder 
insoweit bereits eine anderweitige Regelung 
für Zeiten nach dem 31. Dezember 1953 
durch Landesrecht getroffen. Soweit dies nicht 
der Fall ist, bestimmt § 7, daß die Verwal- 
tungsaufgaben und -befugnisse, die bis zum 
31, Dezember 1953 den Oberversicherungs- 
ämtern oder ihren Vorsitzenden zustanden, 
grundsätzlich auf die für die Sozialversiche- 
rung zuständigen obersten Verwaltungsbehör- 
den der Länder übergehen. Nur soweit es 
sich bei diesen Verwaltungsaufgaben und -be- 
fugnissen der Oberversicherungsämter aus- 
schließlich um bundesunmittelbare Sozialver- 
sicherungsträger handelt, gehen sie auf das 
Bundesversicherungsamt über. 

Zu § 9 Nr. 1 

Nach Abschnitt IV § 1 des Gesetzes über den 
Aufbau der Sozialversicherung vom 5. Juli 
1934 (RGBl. I S. 577) wacht die Aufsichts- 
behörde nicht nur darüber, daß die Versiche- 
rungsträger Gesetz und Satzungen beachten, 
sie kann vielmehr ihre Aufsicht auch auf Fra- 
gen der Zweckmäßigkeit erstrecken. Diese 
bisher nicht aufgehobene Bestimmung be- 
schränkt das Recht der Selbstverwaltung der 
Sozialversicherungsträger in einer Weise, die 
mit den heutigen Auffassungen unvereinbar 
ist. Der Gesetzentwurf kehrt demgegenüber 
durch Neufassung des § 30 Abs. 1 RVO zu 
der ursprünglichen Fassung der Reichsver- 
sicherungsordnung zurück. Damit ist zugleich 
Übereinstimmung hergestellt mit § 34 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Errichtung einer 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 10. März 1952 
(BGBl. I S. 123) und mit § 2 Abs. 1 'des Ge- 
setzes über die Errichtung der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte vom 7. August 
1953 (BGBl. I S. 857). — Die neue Fassung 
der Absätze 2 und 3 des § 30 RVO enthält 
die Änderungen des jetzigen Wortlauts des 
§ 30 RVO, die durch den vorliegenden Ge- 
setzentwurf erforderlich geworden sind. 

Zu § 9 Nr. 2 

Die Bestimmung ist notwendig, weil sonst der 
(örtliche) Krankenkassenverband stets der 


Aufsicht des Versicherungsamts unterläge, 
während gemäß § 3 Abs. 1 des vorliegenden 
Gesetzentwurfes die einzelnen Krankenkassen, 
die dem Kassenverband angehören, der Auf- 
sicht der für die Sozialversicherung zuständi- 
gen obersten Verwaltungsbehörde des Landes 
unterliegen können. 

Zu § 9 Nr. 3 

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1239) 
und des vorliegenden Gesetzentwurfes sind 
Oberversicherungsämter, wie die Reichs- 
versicherungsordnung sie vorsieht, nicht 
mehr vorhanden. An ihre Stelle sind dann 
außer den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit 
das Bundesversicherungsamt, die für die So- 
zialversicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder oder die nach 
Landesrecht bestimmten sonstigen Behörden 
getreten. Soweit daher in § 548 Abs. 1 RVO 
von dem Bezirk desselben Oberversicherungs- 
amts die Rede ist, muß statt dessen ein ande- 
rer Bezirk bestimmt werden, am zweckmäßig- 
sten der Bezirk desselben Sozialgerichts. 

Zu § 9 Nr. 4 

Soweit Maßnahmen der Genossenschaften die 
Unfallverhütung und die erste Hilfe bei Un- 
fällen betreffen, müssen die Aufsichtsbefug- 
nisse weitergehen, weil sich in diesen Fällen 
eher ein Mißbrauch mit schwerwiegenden Fol- 
gen für die Wirtschaft ergeben kann. Der 
Umfang und die Zweckmäßigkeit solcher 
Maßnahmen konnte auch schon vor dem Auf- 
baugesetz vom 5. Juli 1934 durch die Auf- 
sichtsbehörden nachgeprüft werden (Art. 30 
des Zweiten Gesetzes über Änderungen in 
der Unfallversicherung vom 14. Juli 1925, 
RGBl. I S. 97). 

Zu § 9 Nr. 5 

Nach § 849 Satz 1 RVO in der bisherigen 
Fassung bedürfen Unfallverhütungsvorschrif- 
ten und ihre Änderungen der Genehmigung 
durch das Reichsversicherungsamt. Das Reichs- 
versicherungsamt mußte vor Erteilung der 
Genehmigung die Zustimmung des Reichs- 
arbeitsministers einholen (§ 849 Satz 2 RVO). 
Zur Zeit werden die Genehmigungen vom 
Bundesminister für Arbeit erteilt. Mit der 
Errichtung eines Bundesversicherungsamts 
würde die Genehmigungsbefugnis des frühe- 
ren Reichsversicherungsamts wieder dem Bun- 
desversicherungsamt zufallen, soweit es sich 
um bundesunmittelbare Versicherungsträger 
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handelt. Dies wäre bei der besonderen Eigen- 
art dieser Materie unzweckmäßig. Deshalb 
wird § 849 RVO geändert und dadurch die 
alleinige Zuständigkeit des Bundesministers 
für Arbeit begründet. Die darin dann, wenn 
es sich um die Unfallverhütungsvorschriften 
von landesunmittelbaren V ersicherungsträgern 
handelt, liegende Abweichung von dem 
Grundsatz des § 3 Abs. 2 rechtfertigt sich 
durch die Erwägung, daß die Genehmigung 
der Unfallverhütungsvorschriften der Natur 
der Sache nach in einer Hand liegen muß, 
damit die erforderliche Einheitlichkeit gewahrt 
wird. 

Zu § 9 Nr. 6 und 7 

Die Vorschriften passen den § 878 RVO der 
neuen Rechtslage an. 

Zu § 9 Nr. 8 

Bliebe § 933 RVO — der die Festsetzung der 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste in 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
durch einen bei jeder landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaft gebildeten Ausschuß regelt 
— unverändert, so ergäbe sich aus § 7 des 
Entwurfes, daß der Vorsitzende des Aus- 
schusses bei einer bundesunmittelbaren Be- 
rufsgenossenschaft vom Bundesversicherungs- 
amt zu ernennen wäre, wobei aus der Vor- 
schrift des Satzes 2 des § 933 Abs. 1, daß der 
Vorsitzende ein Mitglied des Oberversiche- 
rungsamts sein muß, gefolgert werden könnte, 
er müsse nunmehr ein Beamter des Bundes- 
versicherungsamts sein. Bei einer landes- 
unmittelbaren Berufsgenossenschaft wäre der 
Vorsitzende des Ausschusses von der in § 7 
Satz 1 genannten Behörde zu ernennen. Bei- 
des wäre unzweckmäßig. Aufgabe des Bun- 
desversicherungsamts kann es nicht sein, den 
Vorsitzenden des Ausschusses bei einer bun- 
desunmittelbaren Berufsgenossenschaft ohne 
Mitwirkung einer den örtlichen Verhältnis- 
sen näherstehenden Stelle zu ernennen oder 
ihn sogar aus den eigenen Reihen zu stellen. 
Aber auch bei einer landesunmittelbaren Be- 
ruf sgenossenschaft könnten sich dann Schwie- 
rigkeiten ergeben, wenn die nach Landesrecht 
an die Stelle des Vorsitzenden des Oberver- 
sicherungsamts getretene Behörde, aus deren 
Mitte zugleich der Vorsitzende des Ausschus- 
ses zu ernennen wäre, so klein 'ist, daß für 
den Vorsitzenden des Ausschusses keine an- 
dere Person zur Verfügung stände als der 
leitende Beamte dieser Behörde selbst. Die 
Neufassung des § 933 RVO sieht deshalb vor, 


daß der Vorsitzende des Ausschusses ein „Be- 
amter des Landes, in dem die Berufsgenos- 
senschaft ihren Sitz hat“, ist, den bei einer 
bundesunmittelbaren Berufsgenossenschaft die 
für die Sozialversicherung zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Landes dem Bun- 
desversicherungsamt zur Ernennung vor- 
schlägt. Dadurch wird es möglich, einen Be- 
amten zu ernennen, der mit den örtlichen 
Verhältnissen vertrauter ist, als es in aller 
Regel ein Beamter des Bundesversicherungs- 
amts wäre. Ferner gibt die elastische neue 
Fassung der Bestimmung der für die Sozial- 
versicherung zuständigen obersten Verwal- 
tungsbehörde des Landes volle Freiheit in der 
Auswahl eines geeigneten Beamten, den sie 
bei einer bundesunmittelbaren Berufsgenos- 
senschaft vorschlägt, bei einer landesunmit- 
telbaren ernennt. 

Aber auch abgesehen von der Regelung der 
Ernennung des Ausschußvorsitzenden kann 
§ 933 RVO nicht unverändert bleiben. Die 
Vorschrift des bisherigen Absatzes 1 Satz 3 
über die Beisitzer des Ausschusses bedarf der 
Anpassung an die Vorschrift des § 2 Abs. 1 
Buchstabe b des Selbstverwaltungsgesetzes in 
der Fassung vom 13. August 1952 (BGBl. I 
S. 427). 

Daß die Festsetzung des Ausschusses, die nach 
Abs. 2 des bisherigen § 933 RVO der Geneh- 
migung des Reidisversicherungsamts bedarf, 
in Zukunft ebenfalls allgemein, auch bei lan- 
desunmittelbaren Berufsgenossenschaften, der 
Zustimmung des Bundesversicherungsamts 
bedarf, ist deshalb notwendig, weil nur so 
eine weitgehende Uneinheitlichkeit der Bei- 
träge und der Leistungen, insbesondere der 
Renten, in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung verhütet werden kann. 

Die Ermächtigung in Abs. 5 der neuen Fas- 
sung ist der neuen staatsrechtlichen Lage an- 
gepaßt. 

Zu § 9 Nr. 9 

Die durch das Gesetz über den Ausbau der 
Rentenversicherung vom 21. Dezember 1937 
(RGBl. I S. 1393), also in der Zeit der natio- 
nalsozialistischen Herrschaft, eingeführte Be- 
stimmung des § 1267 Abs. 1 Nr. 3 RVO hat 
gemäß § 1267 Abs. 3 nur begrenzte Bedeu- 
tung, nämlich nur für solche Fälle, in denen 
während des Lehrgangs das die Versiche- 
rungspflicht begründende Beschäftigungsver- 
hältnis unterbrochen und aus keiner versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung Entgelt be- 
zogen wird. Zudem erstrecken sich die Lehr- 
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gange im allgemeinen nicht über einen län- 
geren Zeitraum. Anderseits hat die große 
Zahl der bis zur Stillegung des Reichsver- 
sicherungsamts von diesem, seither insbeson- 
dere von den obersten Landesbehörden vor- 
genommenen Anerkennungen zu großer Un- 
übersichtlichkeit geführt und die Anerken- 
nung der Lehrgänge und die Berücksichti- 
gung der Anerkennung durch die Träger der 
Rentenversicherung verursacht eine Verwal- 
tungsarbeit, die in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu der Bedeutung der Bestimmung 
für die Versicherten steht. Die Bestimmung 
wird daher aufgehoben. Übergangsbestim- 
mungen enthält § 13 Abs. 2. 

Zu § 9 Nr. 10 

Die Bestimmung dient der Angleichung an 
die neue Rechtslage. 

Zu § 10 

Die Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bun- 
desanzeiger Nr. 204) sind auf Grund des Be- 
schlusses des Deutschen Bundestages vom 
14. Dezember 1950 durch die Bundesregie- 
rung erlassen worden. Der Bunidesminister 
für Arbeit führt diese Richtlinien als beson- 
dere Bundesaufgabe durch. Nachdem die 
grundsätzlichen Fragen im wesentlichen ge- 
klärt sind, rechtfertigt sich die zur Entlastung 
des Bundesministers für Arbeit dringend er- 
wünschte Übertragung seiner Aufgaben und 
Befugnisse auf eine ihm unmittelbar nachge- 
ordnete Behörde. Dadurch, daß Aufgaben 
und Befugnisse, die auf den genannten Richt- 
linien beruhen, durch Gesetz übertragen wer- 
den, wird naturgemäß der sonstige Inhalt der 
Richtlinien nicht Gesetz. 


Zu § 11 

Da der Aufbau des Bundesversicherungsamts 
zunächst durchgeführt werden muß, können 
die Aufgaben und Befugnisse, die nach die- 
sem Gesetz dem Bundesversicherungsamt zu- 
stehen, nicht im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes, sondern erst in einem späteren 
Zeitpunkt, der vom Bundesminister für Ar- 
beit bestimmt wird, auf die neue Bundes- 
oberbehörde übergehen. Die Fassung der Vor- 
schrift ist im wesentlichen die gleiche wie die 
des § 9 des Gesetzes über die Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs- 
und Bausparwesen vom 31. Juli 1951 (BGBl. I 
S. 480). 

Zu § 12 

Die Bestimmung enthält die sogenannte 
Berlin-Klausel in der üblichen Fassung. 

Zu § 13 

Absatz 2 enthält die Übergangsregelung, die 
dadurch notwendig geworden ist, daß durch 
§ 9 Nr. 8 der § 1267 Abs. 1 Nr. 3 der Reichs- 
versicherungsordnung aufgehoben ist. Satz 1 
stellt klar, daß die Aufhebung für die Zeit 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes die Er- 
haltung der Anwartschaft nach dem bisheri- 
gen Recht auch dann, wenn der Versiche- 
rungsfall später eintritt, nicht berührt. Satz 2 
beseitigt die Rechtsunsicherheit, die dadurch 
entstanden ist, daß zum mindesten zweifel- 
haft ist, ob idie Anerkennung zahlreicher 
Lehrgänge durch Behörden der Länder Gel- 
tung über die Grenzen des jeweiligen Landes 
hinaus hat. 


10 



